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„Den Wandel sozial gestalten“
Anfang März trafen sich die Delegier-

ten des Landesverbandes Brandenburg 
zur 2. Tagung des 2. Parteitags der LIN-
KEN Brandenburg in Potsdam zu einem 
„Arbeitsparteitag“. Jedes Mitglied unse-
rer Kreisdelegation DIE LINKE.Lausitz 
konnte sich selbst ein Bild machen von 
den lebhaften Debatten. Selbst bei wi-
dersprüchlichen Standpunkten gab es 
eine lebhafte, offene und transparente 
Diskussionskultur.

Zahlreiche Antragsentscheidun-
gen waren zu treffen. Und so hat der 
Landesparteitag eine ganze Reihe von 
Beschlüssen gefasst. Im Mittelpunkt 
des Parteitages stand der Leitantrag 
„Den Wandel sozial gestalten“. Auch 
mit den Beschlüssen zur Haushalts- 
und Bildungspolitik gibt es eine solide 
Handlungsbasis für die Landespartei 
und die weitere Debatte dieser The-
men für unseren Kreisverband in der 
Öffentlichkeit.

Wie zu erwarten war die CCS-Prob-
lematik ein besonders heißes Thema. 
Gut war, dass auf dem Landespartei-
tag die Standpunkte ausgesprochen 
wurden. Jede Kritik war möglich. Es ist 
als Erfolg zu werten, dass zumindest ein 
transparenter Konsens mit dem Antrag 
„Ohne CCS-Gesetz keine Erkundung“ 
beschlossen werden konnte.

Unseren Respekt haben hier unsere 
Mitglieder des KV-Lausitz, Birgit Wöl-
lert und Mathias Löhr, verdient, die als 
Mitglieder der sich abwechselnden Ar-
beitspräsidien einen verantwortungsvol-
len und guten Job gemacht haben. Das 
traf ebenso für unseren Genossen André 
Kaun zu, der zum wiederholten Male die 
Verantwortung hatte, Leiter der Mandats-
prüfungskommission zu sein.

Neben der interessanten Diskussion 
und Beschlussfassung von zwei Sat-

zungsänderungen: 1. Trennung von Mi-
nisteramt und Abgeordnetenmandat und 
2. Gemeinsame Sitzung von Landesvor-
stand und Landesausschuss, beschloss 
der Parteitag einen Vorschlag für eine 
Parteireform. Bei der inhaltlichen Ziel-
stellung, „die neue Partei mit Leben zu 
füllen“ wurde im Verlauf der Diskussion 
ganz schnell deutlich, dass es im Landes-
verband ein unterschiedliches Parteiver-
ständnis gibt.

Auch wir als Kreisverband sollten die 
nächsten Wochen nach dem Parteitag 
nutzen, uns zielstrebig in die Diskussion 
für eine Parteireform einzubringen. 

Hier bitte ich auch unsere Mitglieder 
der Arbeitsgruppe „Politische Bildung“, 
uns bei diesem Diskussionsprozess zu 
unterstützen und einen Leitfaden für eine 
inhaltliche Debatte für die Basisorganisa-
tionen zu entwickeln.

Mit einer gewissen Spannung war un-
sere Kreisdelegation versehen, als der 
Tagesordnungspunkt über ein Verfahren 
zur Erarbeitung eines Personalvorschla-
ges für die Landesliste zu den nächsten 
Landtagswahlen aufgerufen wurde. Der 

Beschlussantrag des Landesvorstandes 
hatte zum Ziel, dass auf Kreisparteitagen 
oder Gesamtmitgliederversammlungen 
die 17 Kreisverbände in geheimer Wahl 
eine Kandidatin oder einen Kandidaten 
als Vorschlag für 17 Plätze der Landeslis-
te bestimmen. Für unseren Kreisverband 
hätte dies zur Folge gehabt, dass wir im 
Vergleich zu dem bisherigen Verfahren 
auf einen Platz verzichten müssten.

Wir hatten diese Situation als Kreis-
delegation gut vorbereitet und haben 
deshalb durch unsere stellvertreten-
de Kreisvorsitzende, Genossin Katrin 
Leppich, die Begründung für einen 
Änderungsantrag eingebracht. Unse-
rer Argumentation, dass es sich nach 
erfolgter freiwilliger Fusionierung 
zweier Kreisverbände der Partei ja 
trotzdem mit der Stadt Cottbus und 
dem Landkreis Spree-Neiße um zwei 
kommunale Gebietskörperschaften 
handelt und wir hier keine Schwä-
chung zulassen dürfen, hat sich  eine 
überzeugende Mehrheit des Partei-
tages angeschlossen. Besonders für 
dieses kollektive Agieren, aber auch 
für die fleißige Arbeit aller zum Partei-

tag delegierten Mitglieder unseres Kreis-
verbandes möchte ich mich im Namen 
des Kreisvorstandes bedanken. Dies trifft 
insbesondere auch für unsere Genossin 
Karin Kühl zu, die nicht nur an diesem 
Wochenende, sondern auch in zahllosen 
Sitzungen des Landesvorstandes als un-
ser gewähltes Mitglied eine dauerhaft 
gute Arbeit leistet.

Nehmen wir diesen Schwung nun mit 
in unsere Basisorganisationen. Themen 
für inhaltsreiche Diskussionen mit un-
seren Mitgliedern gibt es, wie von mir 
geschildert, genug.

Diethelm Pagel, 
Vorsitzender des Kreisverbandes

Cottbuser Delegierte 	            Foto: Sigrid Mertineit
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Im deutlich erweiterten Rahmen der 
IG Politische Bildung stellte sich in einer 
gut besuchten Veranstaltung der Bundes-
tagsabgeordneter Wolfgang Neskovicć 
den Fragen der Anwesenden.

Günter Düring eröffnete den Reigen 
mit Fragen nach der CCS-Technologie 
zur CO2-Verpressung, nach dem Stil der 
öffentlicher Debatte zwischen Wolfgang 
Neskovicć und Wirtschaftsminister Chri-
stoffers und nach den Möglichkeiten, 
Naziaufmärsche – auch durch Sitzblo-
ckaden – zu verhindern. 

Zusatzfragen und Bemerkungen von 
mehreren Teilnehmern des Gesprächs 
ergänzten diese Aspekte.

Zur CO2-Verpressung verwies Wolf-
gang Neskovicć auf negative Erfahrungen 
der RWE und Norwegens, die diese Me-
thode daher bis 2017 ausgesetzt haben, 
was den Skandinaviern mit einem ande-
ren Verfahren und reichlich vorhandener 
Wasserkraft auch leicht fällt. 

Die CO2-Speicherung reduziert die 
Stromausbeute aus der Verbrennung 
fossiler Rohstoffe um etwa ein Drittel, 
führt zu noch mehr beziehungsweise grö-
ßeren Tagebauten und ist daher offenbar 
zu teuer und nicht zukunftsfähig. 

Wolfgang Neskovic am 9. März im Wahlkreis

Es darf nie ohne die Zustimmung der Basis gehen
Das Berggesetz kann die Rechtsfragen 

nur schlecht beantworten; es ist darauf 
gerichtet, Stoffe aus dem Boden heraus-
zuholen und nicht Abprodukte hineinzu-
bringen. 

Es war, so Neskovicć, falsch, dass Ralf 
Christoffers sich für eine Verkürzung des 
Rechtsweges gegen die CO2-Erdlagerung 
eingesetzt hat. Sich gegen neue Tage-
baue und gegen die CO2-Verpressung zu 
wenden, entspricht der Beschlusslage in 
der LINKEN. 

Bei Kompromissen, die nicht einge-
gangen werden sollten, nur um mit zu 
regieren und auch Posten zu sichern, darf 
es nie ohne die Zustimmung der Parteiba-
sis zu den Regierungs-Resultaten gehen. 
Mit dem Koalitionsvertrag darf die Partei 
auch nicht kujoniert werden. 

Der auf dem Landesparteitag gefun-
dene Weg, zum Koalitionsvertrag zu ste-
hen, aber hohe Hürden gegen die CO2-
Speicherung aufzubauen, befriedigt zwar 
nicht ganz, ist aber gangbar. Erkundungs-
Bohrungen sind nur mit Zustimmung der 
örtlichen Bevölkerung möglich. 

Insgesamt wurde in der Diskussion 
mehrfach gefordert, größere Anstren-
gungen für die dezentrale Gewinnung 
und Nutzung erneuerbarer Energien auf-

zuwenden, und Hermann Scheers (zum 
Beispiel sein unbedingt lesenswertes 
Buch „Der energethische Imperativ“) 
zahlreiche Gedanken hierzu umzuset-
zen. Dieses Thema muss weiter diskutiert 
werden! 

Zur Frage, ob man Naziaufmärsche 
blockieren dürfe, führte Wolfgang 
Neskovicć aus, dass hier ein Konflikt zwi-
schen Recht und Politik bestünde. Solan-
ge das dringend erforderliche Verbot der 
NPD nicht ausgesprochen sei, hätte auch 
sie die Rechte aus dem Versammlungsge-
setz, das den störungsfreien Ablauf ihrer 
Auftritte regelt. 

Wolfgang Neskovic bekundete seinen 
hohen Respekt für diejenigen, die Na-
ziauftritte verhindern wollen und dafür 
auch die angesetzten Strafen auf sich 
nehmen. 

Das Thema wird am 9. April auf der 
Gesamtmitgliederversammlung Cottbus 
zur Debatte stehen.

Allgemeinen Beifall erhielt abschlie-
ßend Genosse Schwerenz, der weiteren 
großen Diskussionsbedarf sah, und Wolf-
gang Neskovicć bat, noch öfter in unse-
rem Wahlkreis aufzutreten. Das wurde 
sehr gern zugesichert. 

Dietrich Loeff

Linke vernetzen – europaweit – 8. Mai
Wie Ihr wisst, sind wir seit Jahren bemüht, Kontakte zwischen Linken europaweit zu pflegen und in gemeinsamen politischen 
Aktionen zu bündeln. Gemeinsame Teilnahme tschechischer, slowakischer und deutscher Genossen (aus Ost und West) am 
Kampf gegen die Bombodrompläne der Bundeswehr, gegen Naziaufmärsche in Dresden und gegen Radarschirme in Brdy sind 
Beispiele dafür.

Auch in diesem Jahr gibt es Anlässe für gemeinsame Aktionen:
Am 8. Mai führen die tschechischen Genossen im Grenzgebiet bei Teplice eine Friedensfahrt zu den Stätten wichtiger Kämpfe 
und des Gedenkens durch. Wir Mitglieder des Brandenburger Netzwerkes rufen Euch zur Teilnahme auf. 
Die Streckenführung ist für jeden zu meistern, den Fahrradtransport und die Anreise wollen wir selbst organisieren. Bitte mel-
det Euch zahlreich zur Mitfahrt an: Immer Donnerstag bei Peter Schömmel in der Geschäftsstelle, Telefon 2 24 40, oder tragt 
Euch in den Aushang ein oder per email zum Beispiel an sofri@newiak.de. Anmeldeschluss 1. Mai. 

Eine Herausforderung für alle Parteien der EL wird die Aufgabe, innerhalb eines Jahres eine Million Unterschriften für einen 
europäischen Mindestlohn zu sammeln. Im März beschloss die Europäische Linke in Athen, eine solche Kampagne als erste 
große politische Aktion der jungen Partei zu starten und sich als große Kraft für soziale Rechte europaweit und gegen Lohndum-
ping über Ländergrenzen zu beweisen.
Wir werden zum 1. Mai bei uns dafür den Startschuss geben, aber wir brauchen einen langen Atem von Allen über das ganze 
Jahr, um dieses Ziel zu erreichen. 
Es ist unser ureigenstes Ziel. Lasst es uns mit Zielstrebigkeit zum Erfolg bringen!

Sonja Newiak, 
AG Polittourismus, Netzwerk EL Brandenburg 



3„Herzblatt“ lesen und weiterempfehlen

Ein großer Berg Arbeit erwartete die 
137 Delegierten der 2. Tagung des 2. 
Landesparteitages vom 5. bis 6. März 
im Potsdamer Kongresshotel „Am Luft-
schiffhafen“. Zum Entwurf des vom Lan-
desvorstand vorgelegten Leitantrags gab 
es schon Wochen vorher gefühlte 1000 
Änderungsanträge. Der überwiegende 
Teil davon wurde durch die Antragskom-
mission schon bis zum Parteitag einge-
arbeitet. Für uns Delegierte gab es trotz-
dem noch genug Arbeit. 

Debattiertes
Haupttagesordnungspunkt des 1. Ta-

ges war die Generaldebatte zum Leitan-
trag und der Beschluss dazu. Am Nach-
mittag wurden Satzungsänderungen 
beschlossen. 

Thomas Nord, MdB (Foto) warf in sei-
ner Rede einen kritischen Blick auf die 

derzeitige politische und wirtschaftliche 
Situation in Deutschland, Europa und 
in Brandenburg. Er sprach sich gegen 
Kriegseinsätze aus – egal wo sie stattfin-
den – und lehnte Gewalt als untaugliches 
Mittel in einer Demokratie ab. Er dank-
te den Aktivisten, die am 19. Februar in 
Dresden durch ihren friedlichen Protest 
erneut die Naziaufmärsche verhinderten. 

Dagmar Enkelmann, MdB kritisierte 
die neuen Hartz-IV-Reformen in scharfen 
Worten und forderte eine Normenkon-
trollklage dagegen. Das vielgepriesene 
Teilhabepaket für Kinder bezeichnete 
sie als „Teilhabepäckchen“ und forderte: 
Hartz IV muss Thema bei den LINKEN 
bleiben!

Justizminister Volkmar Schöneburg 
plädierte für Gewaltentrennung und eine 
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unabhängige Justiz. Die Sozialgerichte in 
Brandenburg wurden personell verstärkt, 
eine Folge der schlecht gemachten Bun-
desgesetze. Im Zuge der Justizreform in 
Brandenburg gelang es, alle 25 Amtsge-
richte zu erhalten. Er forderte die Besei-
tigung sozialer Ursachen für die Krimi-
nalität. Er kritisierte den Strafvollzug als 
„totalitär“ und forderte eine Umwandlung 
in einen „Behandlungsvollzug“, damit 
eine erfolgreiche Resozialisierung der 
Straffälligen erfolgen kann. 

Doro Zinke, DGB-Vorsitzenden in Ber-
lin-Brandenburg, warf die Frage nach dem 
sichtbaren Profil der LINKEN auf. Arbeit 
wurde durch die Einführung von Hartz IV 
billiger. Sie ermahnte uns, dieses The-
ma stärker in den Mittelpunkt unserer 
politischen Arbeit zu rücken. Handlungs-
felder gibt es schon auf Landesebene: 
Mit einem Landesvergabegesetz können 

wir Einfluss auf einen gesetzlichen 
Mindestlohn nehmen. Wir müssen 
uns engagieren für die Beschäftig-
ten der Länder und Kommunen, 
die mehr und mehr ausgegliedert 
werden aus den Tarifverbänden der 
Gewerkschaften. 

Diana Golze, MdB übte scharfe 
Kritik am „Teilhabepäckchen“ für 
Kinder: Kinder sind keine kleinen 
Erwachsenen! Das beschlossene 
Teilhabepaket geht außerdem am 
Bedarf der Kinder vorbei. zehn Euro 
im Monat als Teilhabe für Kinder ist 

zu wenig! Nachhilfeunterricht gibt es nur 
für Versetzungsgefährdete. Und die Krö-
nung: Die Betroffenen müssen die Regel-
satzerhöhung von lächerlichen fünf Euro 
auch noch selbst „erwirtschaften“.  

Andreas Schuster von der Gewerk-
schaft der Polizei sieht die Polizeireform 
kritisch. 1900 Stellen werden dabei ge-
strichen. Für die Volksinitiative „Leis-
tungsorientierte Polizei – alle Wachen 
erhalten – LKA bleibt“ wurden innerhalb 
von drei Monaten 97 000 Unterschriften 
gesammelt. Eine Kennzeichnungspflicht 
für Polizisten im Einsatz lehnt die Ge-
werkschaft ab. 

Er lobte den friedlichen Protest der 
Demonstranten gegen die Naziaufmär-
sche in Dresden als demokratisches Mit-
tel gegen die Nazis. 

Fraktionsvorsitzende Kerstin Kaiser zog 
eine positive Bilanz der bisherigen rot-
roten Landespolitik. Geringere Schlüssel-
zuweisungen durch die Bundesregierung 
ziehen auch geringere Schlüsselzuwei-
sungen des Landes nach sich. Das macht 
sich besonders in der Sozialpolitik be-
merkbar. Trotzdem: Die Mehrheit der 
Bürger im Land Brandenburg akzeptiert 
Rot-Rot. 

Ministerpräsident Matthias Platzeck 
gilt wegen der Koalition in seiner Par-
tei als Außenseiter. Vieles wäre mit der 
CDU nicht machbar gewesen. Beim The-
ma CCS haben wir gehofft, dass von der 
Bundesregierung die erforderlichen Ant-
worten gegeben werden. Wegen der Kür-
zungspolitik auf dem Gebiet der Arbeits-
marktpolitik ist der ÖBS in Gefahr. Bei 
aller Kritik an der Landespolitik beteuert 
Kerstin Kaiser: „Kein Mitglied dieser Lan-
desregierung handelte herzlos oder kopf-
los!“ Und sie versprach, dass DIE LINKE. 
weiterhin zu ihren Zusagen steht und an 
ihren Wahlkampfthemen arbeiten wird. 

Streitbares
Ein bisschen Streit muss sein – und so 

fiel die angekündigte CCS-Debatte auch 
stellenweise sehr kontrovers aus. Ralf 
Christoffers musste sich harsche Kritik 
gefallen lassen, weil er das Erkundungs-
verfahren zur unterirdischen Speiche-
rung von Kohlendioxid durch Vattenfall 
vorschnell genehmigte, obwohl es dazu 
noch keine bundesdeutsche Gesetzesla-
ge gibt und daher auch kein Termindruck 
bestand. Der Koalitionsvertrag ist be-
schlossene Sache und nicht mehr nach-
verhandelbar. Aber DIE LINKE. hat es in 
der Hand, die dort getroffene Regelung 
zum Thema Energie so gut wie möglich 
umzusetzen. 

Beschlossenes
Das wichtigste Dokument dieses Par-

teitages, welches die Delegierten zu be-
schließen hatten, war der Leitantrag. Vor-
gelegt vom Landesvorstand – allerdings 
hatte nicht nur ich den Eindruck, dass ein 
nicht geringer Teil davon aus der Feder 
der Landtagsfraktion stammte. Wie auch 

(Fortsetzung auf Seite 4)
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immer – mit großer Mehrheit wurde er 
beschlossen. 

Zum Thema CCS wurde mit großer 
Mehrheit ein Papier angenommen, in 
welchem sich DIE LINKE. in Brandenburg 
zwar grundsätzlich für eine weitere Dis-
kussion zur CCS-Technologie ausspricht, 
aber andererseits die Bundesregierung 
auffordert, endlich ein CCS-Gesetz zu 
erarbeiten und zu beschließen, in wel-
chem wichtige von uns geforderte Eck-
punkte enthalten sein müssen. Ohne ein 
solches Gesetz darf es keine weiteren 
Genehmigungen zur Erkundung von Koh-
lendioxid-Lagerstätten in Brandenburg 
geben. Nach derzeitigen Erkenntnissen 
ist die CCS-Technologie sehr risikoreich 
für Mensch und Tier und die Akzeptanz 
der Bevölkerung in den betroffenen Ge-
bieten nicht vorhanden. Versicherungen 
weigern sich außerdem, das Leckage-
Risiko zu versichern. Ein alternativer 
Antrag hierzu mit dem Inhalt, dass die 
Bundesregierung die CCS-Technologie 
generell in Deutschland verbieten sollte 
(nach EU-Recht ist das möglich), wurde 
mit 35 Ja-, 62 Neinstimmen und 16 Ent-
haltungen abgelehnt.

Beschlossen wurden auch einige Sat-
zungsänderungen: 

Trennung von Regierungsamt und 
Mandat – dieses Thema wurde mit 
78-prozentiger Zustimmung der Dele-
gierten beschlossen. 

Gemeinsame Sitzungen von Landes-
vorstand und Landesausschuss – auch 
hier gab es weitgehende Einigkeit. 98 
Prozent der Delegierten votierten dafür. 

Delegierte mit beratender Stimme: 
Ein Antrag von der LAG ASG – Entsen-
dung von Delegierten mit beratender 
Stimme, wenn AG und IG auf Grund des 
veränderten Delegiertenschlüssels keine 
„richtigen“ Delegierten wählen können. 
So wäre eine bessere Beteiligung von 
Minderheiten möglich. Der Antrag wur-
de mit 41 Ja-, 55 Neinstimmen und 14 
Enthaltungen abgelehnt. 

Verfahren zur Erarbeitung einer Lan-
desliste zu den Landtagswahlen – auch 
wenn dieses Verfahren nicht perfekt ist 
und eine flächendeckende Benennung 

von Kandidaten nicht überall möglich ist, 
gaben die Delegierten nach ausgiebiger 
Diskussion und einem wichtigen Ände-
rungsantrag ihre mehrheitliche Zustim-
mung.

Einen Änderungsantrag zur Erarbei-
tung der Landesliste zu den Landtags-
wahlen brachte unser Kreisverband ein: 
Bei der Zugrundelegung der Mitglieder-
zahlen im KV Lausitz (unter 1000 Mit-
glieder) hätte unser KV nur noch einen 
Personalvorschlag (früher zwei) auf der 
Landesliste platzieren können. Unser 
Antrag: Wir wollen wie bisher zwei Per-
sonalvorschläge auf der Landesliste, weil 
unser Kreisverband – als einziger in Bran-
denburg – zwei Gebietskörperschaften 
repräsentiert. Hinzu kommt, dass durch 
diese Fusion auch die finanziellen Zuwen-
dungen vom Landesvorstand gesunken 
sind, was ohnehin ein Nachteil für uns 
ist. Die Delegierten folgten unserem Än-
derungsantrag mit großer Mehrheit. 

Zur Parteireform: „Die neue Partei mit 
Leben füllen“ – Dieser sehr umfangreiche 
Antrag beinhaltet ein auf mehrere Jahre 
ausgelegtes großes Mitgliederprojekt bis 
2020. Er trägt der veränderten Mitglied-
schaft – eine neue Generation ist in die 
Partei eingetreten – Rechnung und setzt 
wichtige Schwerpunkte: Mitgliederwer-
bung, Innerparteiliche Demokratie, Per-
sonalentwicklung, innerparteiliche Kultur 
und transparente Kommunikation. Wir le-
ben im 21. Jahrhundert und vieles hat sich 
verändert – Kommunikation läuft heute 
anders als früher, die Menschen müssen 
auch geschult werden für ihr politisches 
Leben. Doch all das kostet Geld. Dieses 
muss und wird DIE LINKE in Brandenburg 
auch in die Hand nehmen. Landesschatz-
meister Matthias Osterburg erklärt auch 
die Gründe dafür. Die Delegierten folgten 
nach eingehender Diskussion seiner Ar-
gumentation und stimmten mehrheitlich 
für dieses Großprojekt. Ein alternativer 
Antrag zur Parteireform – er hatte zum 
Inhalt, mit weniger Geld und Ressourcen 
zu arbeiten, um den gleichen Effekt zu 
erreichen – wurde von den Delegierten 
abgelehnt. 

Zum Schluss gab es noch eine kontro-
verse Diskussion: Die LAG Bedingungslo-
ses Grundeinkommen forderte in ihrem 

Antrag, den Bezug zum Bedingungslosen 
Grundeinkommen (BGE) in das neue Par-
teiprogramm aufzunehmen. Hierzu gehen 
die Meinungen in unserer Partei generell 
weit auseinander. Von energischen Be-
fürwortern des BGE – wie Katja Kipping 
MdB – bis zu den Gegnern des BGE – so 
wie ich – gibt es kaum was „dazwischen“. 
Doch unser Landesvorsitzender Thomas 
Nord, MdB wollte ein „Stimmungsbild“ 
von unserem Parteitag – gewisserma-
ßen richtungsweisend für den nächsten 
Bundesparteitag. Das Abstimmungser-
gebnis – 29 Ja-, 44 Neinstimmen und 27 
Enthaltungen – signalisierte Ablehnung 
für den Antrag und ließ den Landesvor-
sitzenden etwas ratlos aussehen. Ob das 
das Stimmungsbild war, welches er sich 
gewünscht hatte?

Wer alles noch mal genau nachlesen 
will, kann dies im Internet tun unter www.
dielinke-brandenburg.de mit einigen 
Klicks auf die Parteitagsseite. 

Kulturelles
Anlässlich des 100. Jahrestages des 

Internationalen Frauentages hatte unse-
re Landtagsfraktion zu einem Empfang 
im Foyer des Kongresshotels geladen. 
Ursula Karusseit las lustige Geschichten 
von Stefan Heym, und das TRIO SCHO 
spielte ukrainisch-russisch-jüdische Lie-
der. Anschließend saß unsere Delegation 
noch gemütlich beisammen und fasste 
nach eingehender Diskussion gegen Mit-
ternacht den einstimmigen Beschluss: 
So etwas sollten wir öfter machen! Da-
mit man nicht immer alles so bierernst 
nimmt! Also, liebe Genossen! Lasst uns 
nach getaner Arbeit auch öfter mal wie-
der feiern!

Text und Fotos: Sigrid Mertineit
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Die Cottbuser BO 32 in Alt-Schmell-
witz existiert seit 1991. Sie entstand da-
mals durch den Zusammenschluss aus 
drei ehemaligen Basisorganisationen. 

In einem „Herzblatt“-Gespräch er-
klärt die Vorsitzende Marlis Schön, die 
übrigens oft in der Geschäftsstelle des 
Ortsverbandes DIE LINKE.Lausitz aktiv 
ist (unter anderem ist sie die Drucker-
chefin des „Herzblattes“): Ich bin Vor-
sitzende der BO, weil es sich so ergeben 
hat. Der damalige Vorsitzende Horst 
Käberich hatte mich als sein Nachfolger 
vorgeschlagen und ich habe Ja gesagt.

Wie arbeitet Eure BO?
Wir sind gegenwärtig 33 Mitglieder 

zwischen 24 und 86 Jahren. Wir tref-
fen uns monatlich, wenn möglich jeden 
dritten Mittwoch, und sprechen über 
aktuelle Themen aus Politik, Wirtschaft 
und Kultur. Wir laden uns zu konkreten 
Themen fachkundige Referenten ein, 
mit denen wir dann angeregt diskutie-
ren. Tradition ist es schon, jedes Jahr ei-
nen Stadtverordneten unserer Fraktion 
in die BO einzuladen. So lernen wir uns 
gegenseitig besser kennen und können 
uns über die anstehenden Probleme in 
unserer Stadt austauschen. 

Auch kulturelle Themen sind uns wich-
tig. So hatten wir Dorothea Kleine bei uns 
zur Buchlesung, haben das Strittmatter-
Haus in Bohsdorf besucht und hinter die 
Kulissen des Staatstheaters geschaut.

In Wahlkampfzeiten arbeiten wir ver-
stärkt mit den Neu-Schmellwitzer Genos-
sen zusammen. 

Am 8. Mai treffen wir uns mit den Strö-
bitzer und Neu-Schmellwitzer Genossen 
zur Kranzniederlegung am sowjetischen 
Ehrenmal am Nordfriedhof. 

Kommen neue Mitglieder in unsere 
BO, nehmen wir mit Ihnen Kontakt auf, in-
formieren sie über unsere Vorhaben und 
laden sie zu unseren Versammlungen ein.

 
Was gibt es denn so an aktuellen 

Themen bei Euren Beratungen?
Da hatten wir beispielsweise im März 

Annely Richter als Delegierte des letzten 
Landesparteitages eingeladen. Sie hat 
uns sehr ausführlich darüber informiert. 
Eine „heiße“ Diskussion entbrannte da-
bei über einen auf dem Parteitag einge-
brachten Vorschlag, die Partei in eine 
Bewegungsorganisation umzuwandeln. 
Wir hatten davon noch nichts gehört und 
konnten uns darunter auch nichts vor-
stellen.

Im Januar hat uns Christopher Neu-
mann vom Programmkonvent berichtet 
und uns die elektronische Programmde-
batte erläutert. Eine tolle Idee, schade, 
dass sie bis heute nicht nutzbar ist.

Und was gibt es noch so 
in der kommenden Zeit? 
Nun, wir haben noch viele Ideen für 

unsere monatlichen BO-Versammlungen. 
Da haben wir am 26. April um 17.00 Uhr 
im „Brandenburger Hof“ die Veranstal-

tung „Immer höhere Lebenserwartung! 
Grund zur Freude? - Anlass zur Sorge?“ 
mit Monika Schömmel, der Leiterin des 
Pflegeheims in Sandow.

Oder aber am 25. Mai um 17.00 Uhr 
ebenfalls in dieser Gaststätte „Die Rol-
le des kommunistischen Chinas in der 
Weltwirtschaft und Weltpolitik.“ Gast ist 
Rolf Berthold, ehemaliger Botschafter 
der DDR in China.

Und für das 2. Halbjahr 2011 planen 
wir die Neuauflage der im März ausge-
fallenen Buchlesung mit Walter Flegel.

Übrigens freuen wir uns immer über 
Gäste und Interessenten aus anderen BO 
oder AG an unseren Veranstaltungen.

Was ist Deine Meinung 
zu den LINKEN?

Bei der Friedenspolitik und der Sozial-
politik sind wir Spitze! Aber wir müssen 
nicht unbedingt an die Regierungsmacht.

Und ich würde mir einen entspannte-
ren Umgang miteinander innerhalb der 
Partei wünschen. Probleme sollten vor 
Ort besprochen und geklärt werden und 
nicht in den Medien.

Im Gespräch mit Marlis Schön 
war Horst Wiesner / Foto: howi

P.S.: In den kommenden „Herzblatt“-
Ausgaben werden wir auch aus der Arbeit 
weiterer Basisorganisationen berichten.

Ich wünsche mir einen entspannteren Umgang 
miteinander innerhalb der Partei

Gespräch mit Marlis Schön, Vorsitzende der Cottbuser Basisorganisation 32

Randnotiz vom Parteitag
Am Rande des Parteitages waren, auf Initiative der Frauenarbeitsgemeinschaft 

LISA, die zwölf Plakate unserer Ausstellung „Frauenzuchthaus Cottbus, vom Ar-
beitslager ins KZ“ zu sehen.

Mit drei Kreisverbänden wurde verabredet, die Ausstellung auf einer Veran-
staltung des jeweiligen Kreisverbandes zu zeigen. Die Ausstellung ist nicht als 
Wanderausstellung gedacht, sondern soll am Ort des Geschehens im ehemaligen 
Frauenzuchthaus in der Bautzener Straße an die inhaftierten Frauen erinnern, die 
Widerstand gegen die Nazi-Herrschaft geleistet haben.

Da der Verein Menschenrechtszentrum bislang kein Konzept für eine Gedenk-
stätte für die Opfer des Faschismus vorgelegt hat, nutzen wir die Zeit, um mit 
der Ausstellung insbesondere junge Menschen über die Terror-Herrschaft der 
Machthaber des Hitlerregimes zu informieren und die Opfer vor dem Vergessen 
zu bewahren. 

Herta Venter,
Parteitags-Delegierte
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Was für jeden Schwarzfahrer, Laden-
dieb, Steuerhinterzieher oder Mörder gilt, 
sollte für einen überführten Betrüger mit 
Rufnamen Karl-Theodor zu Guttenberg 
nicht gelten?! Für seine Untat geradezu-
stehen und die Konsequenzen zu tragen. 
Nach seinen verunglückten Doktor-Spie-
len wollte er nun straffrei weiter Minister 
spielen. Frei nach Adornos Wort: Es gibt 
kein richtiges Leben im falschen, so kann 
es auch keinen richtigen Minister mit fal-
schem Doktor geben. Nicht unter diesen 
Umständen!

Es gibt Dinge, wo man ganz ohne pä-
dagogische und juristische Ausbildung 
einfach weiß: Das tut man nicht! Da ge-
nügt eigentlich eine solide Kinderstube. 
Der Freiherr hat es dennoch getan und 
war bei seiner Doktorarbeit massiv auf 
geistigen Raubzügen unterwegs. 

Folgerichtig hat ihm am 23. Februar 
die Universität Bayreuth die Erlaubnis zur 
Führung des Doktortitels entzogen. Hat 
doch der Student zu Guttenberg mindes-
tens zwei der sieben „Todsünden der mo-
dernen Gesellschaft“ begangen: Wissen 
ohne Charakter und Wissenschaft ohne 
Menschlichkeit. So nachzulesen bei Sei-
ner Heiligkeit, Dalai Lama XIV. 

Noch Stunden zuvor versuchte sich 
der Bundesverteidigungsminister im Bun-
destag aus seiner selbst verschuldeten 
Plagiatsaffäre zu ziehen. Doch die Op-
position ließ ihm das nicht durchgehen, 
zumal des Ministers adlige Lippen nicht 
einmal ein Zungenschlag von Unrechts-
bewusstsein und ein wirklich deutliches 
Bekenntnis zur eigenen Schuld verlie-
ßen. Wer vielleicht gehofft hat, der beim 
Abfassen seiner Doktorarbeit von anno 
2006 des geistigen Diebstahls mehr und 
mehr Überführte würde sich angesichts 
der Beweislage nun mehr in Bescheiden-
heit und Zurückhaltung üben, der sah 
sich wiederum getäuscht. Er spielte das 
böse Spiel weiter: Ausreden, Ausflüchte, 
minimale Zugeständnisse ohne konse-
quentes Eingeständnis eigener Fehler 
und eigenem Versagens. Gut zwei Wo-
chen hat Kriegsherr zu Guttenberg die 
Öffentlichkeit hingehalten und sie mit sei-
ner unwissenschaftlichen Vergangenheit 
beschäftigt. Auch viele ehrliche Dokto-
ranten und Wissenschaftler sahen sich in 
ihrem Ruf durch das Verhalten des CSU-
Senkrechtstarters aus der bayerischen 
Provinz beschädigt und protestierten hef-
tig gegen seinen Verbleib im Ministeramt. 

Wer abschreibt, schmiert ab...
Seine akademisch belastete Kanzlerin 

der „Bildungsrepublik“, Frau Dr. Merkel, 
meinte gar ausstoßen zu müssen, sie 
habe keinen wissenschaftlichen Assis-
tenten, sondern einen Minister einge-
stellt. Wie sehr jedoch das Fehlverhalten 
ihres „wissenschaftlichen Assistenten“ 
und derartige Äußerungen aus dem Kanz-
lermund dem Wissenschaftsstandort 
Deutschland geschadet haben, scheint 
bisher keiner von Beiden geschnallt zu 
haben. Aber am 1. März wurde Deutsch-
lands bekanntester Raubkopierer, Bun-
desverteidigungsminister zu Guttenberg, 
doch demobilisiert. Er trat zurück. Dieser 
Rücktritt hätte viel früher erfolgen müs-
sen. Somit war aus dem Senkrechtstarter 
ein Spätzünder geworden. Anders hätte 
vielleicht mancher Schaden noch be-
grenzt werden können. 

Der Bundestagspräsident Norbert 
Lammert (CDU) sprach ja davon, dass 
der Umgang und das Verhalten des von 
und zu Guttenberg in dieser Plagiatsaffä-
re ein Sargnagel für die Demokratie sei. 
Tage nach dem Rücktritt des Freiherren 
wurde bekannt, das er die letzten Mo-
natseinkünfte seiner politischen Ämter in 
Höhe von rund 30 000 Euro spenden wol-
le. Nimmt man Lammerts Worte ernst, so 
würde diese Spende als Friedhofsgebühr 
betrachtet werden müssen.

Politisch nachrufend sei hier dem 
Freiherrn zu Guttenberg noch folgendes 
attestiert: Selten hat jemand so schnell 
die politische Karriereleiter erklommen 
wie er. Erst CSU-Generalsekretär, dann 
in zwei Regierungen gleich Bundesminis-
ter. Nun hat sich aber jene Karriereleiter 
zunehmend als Räuberleiter erwiesen. 
Unsanft der Absturz. Und das, weil Leute 
mal nicht weg geschaut haben. Sie haben 
eben genau hingesehen. 

Übrigens das, wozu seine Frau Stepha-
nie in anderem Zusammenhang in einem 
Buchtitel auch selbst auffordert: „Schaut 
nicht weg“. Bei ihr geht es um Kinder-
schänder, ihr Mann hat Schande über 
die Wissenschaft gebracht. Nun – nach 
Meinung des fürstlichen Kanzlers Otto 
von Bismarck wird nie so viel gelogen wie 
vor der Wahl, während des Krieges und 
nach der Jagd. Muss man jetzt auch – bei 
Doktorarbeiten hinzufügen? Dabei ist es 
interessant, zu wissen: Die Ururenkelin 
von Bismarck ist die Ehefrau des Ex-
Ministers und Alt-Doktors Karl-Theodor 
zu Guttenberg.                 René Lindenau

Neue Lieder braucht das Land (53) 

Mit 33 Jahren
Melodie: Mit 66 Jahren (U. Jürgens)

Mit 33 Jahren, 
bist du vielleicht schon dran, 
und stehst dann bei der Arge 
nach einer Arbeit an. 
Mit 33 Jahren 
kommst du vielleicht zum Schluss, 
dass man sich kräftig 
dagegen wehren muss.

Was hilft das ganze Wundern? 
In dieser blöden Welt
ist es doch der Profit nur, 
der bei den Reichen zählt. 
Ob Kinder oder Rentner, 
sie alle müssen ran,
wenn man auf diese Weise 
den Reichtum mehren kann. 
Da helfen keine Pillen, 
es hilft auch kein Gebet,
wenn vor der Wohnungstüre 
das blanke Elend steht.

Mit 33 Jahren, 
bist du vielleicht schon dran, 
und stehst dann bei der Arge 
nach einer Arbeit an. 
Mit 33 Jahren 
kommst du vielleicht zum Schluss, 
dass man sich kräftig 
dagegen wehren muss.

Die Schönen und die Reichen 
mit ihrem Haufen Geld 
bestimmen, wo es lang geht 
in dieser kranken Welt.
Wie lange du auch schuftest, 
sie machen sich nichts draus
und werfen Millionen 
zum Fenster glatt hinaus.
Drum lasst sie uns verjagen, 
am besten auf den Mond,
dort könn’ sie niemand schaden, 
weil da noch keiner wohnt.

Mit 33 Jahren, 
bist du vielleicht schon dran, 
und stehst dann bei der Arge 
nach einer Arbeit an. 
Mit 33 Jahren 
kommst du vielleicht zum Schluss, 
dass man sich kräftig 
dagegen wehren muss.

Günter Düring
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Gegen Umweltkatastrophen sind wir 
nicht gefeit. Die Atomkatastrophe von 
Fukushima jedoch wäre vermeidbar ge-
wesen.

In den vergangenen Jahrzehnten hat es 
immer wieder menschlich verschuldete 
Großkatastrophen gegeben. Erinnert sei 
an den Super-Gau in Tschernobyl 1986, 
die partielle Kernschmelze in Three Mile 
Island 1979 oder auch die Ölpest im Golf 
von Mexiko 2010. Stets waren es Feh-
ler im Umgang mit angeblich sicheren 
Technologien, die zu massiven Schäden 
für Menschen und die Umwelt geführt 
haben.

Auch in Japan wurde stets die Illusion 
genährt, eine Katastrophe wie in Fukushi-
ma könne gar nicht passieren. Diese Hal-
tung zeugt von einer Hybris, die unserer 
Zeit eigen ist: Wir meinen stets, Endpro-
dukte der technologischen Entwicklung 
vorliegen zu haben, überschätzen unser 
Wissen und unterschätzen die Kräfte der 
Natur ebenso wie die eigene Unwissen-
heit und Unvollkommenheit.

In Japan wurde die Sicherheitstechnik 
der Atomkraftwerke anhand der bislang 
vorliegenden seismographischen Daten 
ausgelegt. Diese Daten werden seit cir-
ca hundert Jahren kontinuierlich erhoben 
und festgehalten. Mit Blick auf diese Wer-
te wurde errechnet, dass es ein Erdbeben 
wie das nun Geschehene statistisch nicht 
geben könne. Dass diese Statistik freilich 
nur einen Bruchteil der Geschichte um-
fasst und somit in ihrer Aussage stark 
begrenzt sein musste, wurde übersehen, 
vergessen oder verschwiegen.

Dieses geschichtsblinde Verhaltens-
muster führt uns immer wieder in die Ka-
tastrophe. Wir stützen uns auf Wissen, 
das jung und unvollständig ist. Dennoch 
verabsolutieren wir unseren Kenntnis-
stand. 

Erst Katastrophen wie Fukushima we-
cken uns kurzzeitig auf und ermöglichen 
einen Blick in den Abgrund der mensch-
lichen Ignoranz, unseres Unwissens und 
unserer Überheblichkeit. Wir erschre-
cken zunächst, weil wir uns als nichtige 
Kraft erkennen.

Sobald ein wenig Zeit vergeht, verges-
sen wir jedoch den eigenen Schreck. Wir 
sehen uns dann wieder auf Augenhöhe 
mit den Kräften der Natur, kalkulieren 
das Unkalkulierbare und erhöhen uns zu 
Schöpfern - ohne zu sehen, dass wir Zer-
störer sein können. 

Wir schließen die Augen und glauben 
an eine menschliche Unfehlbarkeit, die 
nichts ist als schöner Schein. Das kann 
man in diesen Tagen gut bei der Bundes-
kanzlerin beobachten. Welche Erklärung 
gibt es sonst dafür, dass sie von „un-
vorstellbaren“ Geschehnissen in Japan 
spricht? 

Hat sie, die ehemalige Umweltminis-
terin, Tschernobyl vergessen? Oder will 
sie eigentlich sagen, dass sie jetzt erst 
realisiert, welche Kräfte sie glaubte, bän-

Wir sind vor eigenen Fehlern niemals gefeit
digen zu können? Schließlich hat sich die 
Kanzlerin selbst über massive Sicher-
heitsbedenken hinweggesetzt. Die waren 
weithin bekannt, als die Regierung sich 
entschlossen hatte, die nun abgeschalte-
ten sieben alten Atommeiler für weitere 
acht Jahre laufen lassen zu wollen.

Japan ist überall. Zwar werden wir 
nicht von derartigen Erdbeben heimge-
sucht werden. Aber der Hybris im Um-
gang mit gefährlicher Technologie sind 
wir ebenso zum Opfer gefallen wie die 
japanischen Atomingenieure. Unsere 
Gesellschaft tanzt auf dem Vulkan: So 
fördern wir im Golf von Mexiko Öl, ohne 
über Lösungen für den Fall austretender 
Ölmassen zu verfügen. Wir verpressen 
in CCS-Lager verflüssigte Gase, ohne zu 
wissen, wie sie sich unter der Erde ver-
halten. Und wir betreiben Atommeiler, 
für deren Sicherheit niemand ernsthaft 
garantieren kann.

Am Schluss steht und fällt alles mit 
der Fähigkeit des einzelnen Menschen. 
Wir können bestehende Risiken niemals 
ausreichend einschätzen. Wir sind vor ei-
genen Fehlern niemals gefeit. Wir können 
die Kräfte Natur nicht kalkulieren. 

Die Katastrophe von Fukushima mahnt 
zur menschlichen Demut insbesondere 
gegenüber Risikotechnologien.

Wolfgang Neskovic

Mahnwache in Königswusterhausen 
Foto: www.dielinke.de
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26. April 1986 – sehr wenige Men-
schen wissen sofort, was an diesem Tag 
passierte und was dies in den Köpfen 
vieler Menschen bewirken sollte. Tscher-
nobyl - allein dieser Name reicht aus, 
um fast jedem Menschen die traurige 
Berühmtheit dieses Ortes vor Augen zu 
führen. Nuklearer Supergau der Stufe 7 
der INES-Skala, das schlimmste atomare 
Ereignis, das es jemals gab.

Warum haben wir alle daraus nicht ge-
lernt? Warum ist so vielen „Entscheidern“ 
die Bedeutung dieser ach so „sauberen“ 
Energieform nicht bewusst oder tritt mit 
voller Absicht in den Hintergrund?

Mit den Meldungen aus Japan war 
noch nicht ganz der erste Schock verar-
beitet, kam mir sofort der 6. und 9. Au-
gust 1945 in meine Erinnerung und ich 
dachte: Nun haben wir schon zum dritten 
Mal ein atomares „Problem“! 

Es wird sich nicht beschränken. Es 
wird uns unweigerlich in der einen oder 
anderen Form treffen. Das bereits bisher 
gesehene Elend der japanischen Men-
schen und das Wissen um das, was ihnen 
noch bevorsteht, machen mich traurig 
und demütig, aber auch ungehalten. 

Wir fliegen zum Mars, wir schicken 
Sonden zur Sonne – wieso sollen wir 
glauben, dass wir unser aller Energie-
bedarf nicht aus weniger planeten- und 
menschengefährdenden Techniken er-
zeugen können? Haben wir die Bilder 
der Trümmer von Hiroshima, Nagasaki 
und Tschernobyl vergessen? Sind diese 
Wunden tatsächlich schon verheilt? 

Was passiert eigentlich in unserem 
Körper bei einer Verstrahlung?

Bei einer Aktion wie in Tschernobyl 
traten Alpha/Beta/Gammastrahlen aus. 
Schützt vor Alphastrahlen noch ein Blatt 
Papier, benötigt man bei Betastrahlen 
eine Metallplatte (möglichst aus Blei) und 
bei Gammastrahlen, muss diese Metall-
platte schon meterdick sein.

Trifft also Gammastrahlung auf unse-
ren Körper, sind die Schäden abhängig 
von Expositionszeit und Strahlendosis 
und ob sie nach Innen, zum Beispiel mit 
Essen, aufgenommen werden oder von 
Außen auf den Körper strahlen. Gefährli-
cher ist immer die Aufnahme der Strah-
lung mit dem Essen/Trinken. Noch heute 
dürfen Monteure, die in Tschernobyl am 

Unser aller Zukunft?
Sarkophag arbeiten, nichts zu essen und 
zu trinken mitnehmen. 

Aber warum ist das so? Die radioakti-
ve Strahlung greift in drei schädigenden 
Varianten unseren Körper an. Sie zerstört 
die Zelle oder verändert die Zelle oder 
schädigt die Keimzellen. Sie schafft das, 
indem sie in der Zelle Energie freisetzt 
und so Elektronen anregt, diese aus den 
Atomhüllen schlägt und Molekülverbin-
dungen aufspaltet. 

Führt die Zellzerstörung relativ schnell 
zum Tod der Zelle oder des Lebewesens, 
kann eine Veränderung der Zellen eine 
Erkrankung erst viele Jahre später auslö-
sen. Sollten aber die Keimzellen geschä-
digt sein, bedeutet das DNS-Veränderun-
gen und schwerste Missbildungen, nicht 
nur in der 1. Generation der Nachkom-
men.

Die Krankheitsbilder reichen von 
sehr schmerzhaften Veränderungen der 
Schleimhäute (die Verstrahlung schaltet 
den Nachschub an Stammzellen aus – die 
Haut ist innerhalb weniger Tag komplett 
zerstört) bis hin zu bösartigen Tumoren 
(Lunge, Brust, Eierstöcke, Hoden, Kno-
chenmark u.a.). Wenn die Zellteilung 
gestört ist und sich diese verstrahlten 
Zellen schneller vermehren als die Ge-
sunden, dann entsteht Krebs.

Zahlen:
210 000 Menschen wurden in Tscher-

nobyl umgesiedelt.
4300km² umfasst die Sperrzone.
14tägig werden alle Arbeiter, die an 

der Erneuerung des zu zerfallen drohen-
den Sarkophages arbeiten, ausgewech-
selt.

90 Prozent der Kinder, die im Umkreis 
wohnen, habe Immun-
defizite, reagieren also 
geschwächt auf sämtli-
che Krankheiten.

800 000 Liquidato-
ren (Aufräumarbeiter) 
waren in den Folgen-
jahren nach der Kata-
strophe beschäftigt.

20 Jahre nach dem 
Unfall erhielten die 
nichtevakuierten Be-
völkerungen immer 
noch stabile Jodtab-
letten.

4000 Menschen 
sind nach Schätzun-

gen der WHO durch die Katastrophe ge-
storben.

Massive Zunahme der Fehl-/Tod- und 
Missbildungsgeburten und von Augener-
krankungen.

3 900 000 km² Fläche wurde in Euro-
pa mit Cäsium 137 verstrahlt. (Bayern 
hatte zum Teil so hohe Werte, dass es 
mit diesen Werten in Russland auch als 
kontaminiert gegolten hätte).

Muskelfleisch von Wildschweinen 
hatte aus diesen Gebieten den zehnfach 
höheren Becquerelwert als ohne die Ka-
tastrophe.

Noch heute haben in diesen Gebieten 
Waldpilze, Beeren und Waldtiere deutlich 
höhere Werte als in den übrigen Gebieten 
Deutschlands.

Zum Zeitpunkt der Katastrophe wur-
de im schwedischen Kernkraftwerk 
Forsmark, also 1200 km entfernt von 
Tschernobyl, automatisch auf Grund der 
gemessenen erhöhten Radioaktivität der 
Alarm ausgelöst. 

Natürlich sind das nur Bruchstücke 
der Folgen dieses Supergaus. Natürlich 
werden von verschiedener Seite diese 
Folgen banalisiert oder sogar negiert. 

Schaut man sich diese Dramatik bei 
einem so hochtechnisierten Land wie 
Japan an, darf man da tatsächlich bei 
bekannter Unbeherrschbarkeit im Hava-
riefall ein Restrisiko belassen?

Überwiegt hier wirklich der Nutzen? 
Darf man danach überhaupt fragen, wenn 
es um die körperliche Unversehrtheit des 
Menschen geht? Urteilen Sie selbst! Blei-
ben Sie gesund!              

Ines Schneider

Mahnwache in Königswusterhausen 
Foto: www.dielinke.de
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21. Brandenburgische Frauenwoche in Cottbus 

„100 Jahre Internationaler Frauentag - 
Spuren und Visionen“ 

Unter dem landesweiten Motto „100 
Jahre Internationaler Frauentag - Spuren 
und Visionen“ fand vom 4. bis 13. März in 
Cottbus die 21. Brandenburgischen Frau-
enwoche statt und hatte sich inhaltlich 
am 100. Jubiläum orientiert. Mit dieser 
Frauenwoche knüpften die Organisato-
rinnen an das vom Oberbürgermeister 
für 2011 ausgerufene Themenjahr „Wirt-
schaft und Ehrenamt“ an. 

Die Frauenwoche ist zum festen Be-
standteil der frauen- und gleichstellungs-
politischen Arbeit in unserer Stadt gewor-
den. Aber auch zwei Jahrzehnte nach der 
Wende hat sie an Aktualität nicht einge-
büßt. Dies zeigte sich in zahlreichen Dis-
kussionen innerhalb der Frauenwoche. 

Am 5. März wurde die diesjährige im 
Bellevue der Messehallen mit Kuchen, 
Sekt, kultureller Umrahmung und einem 
Vortrag der Berliner Soziologin Dr. Ur-
sula Schröter zum 100. Internationalen 
Frauentag eröffnet. Durch den Oberbür-
germeister, Frank Szymanski, und die 
Schirmfrau der diesjährigen Frauenwo-
che, Karin Kühl, wurden auf dieser Ver-
anstaltung erstmalig drei Cottbuserinnen 
für ihr ehrenamtliches Engagement mit 
der Eintragung in die Ehrenchronik der 
Stadt Cottbus ausgezeichnet.

Der Internationale Frauentage ist welt-
weit ein Tag der Solidarität für gleiche 
und bessere Arbeits- und Lebensbedin-
gungen von Frauen und zum Symbol der 

Stärke und Schwesterlichkeit geworden.
Je nach Themenschwerpunkt arbeiteten 
seit längerem auch Männer in der Feri-
enwoche mit eigenen Angeboten mit. 
Diesem Gleichstellungsanspruch sind 
wir seitdem treu geblieben.

Spannend und zugleich faszinierend 
war für mich deshalb die moderierte Podi-
umsdiskussion auf Einladung der LINKEN 
und der SPD. Die linken Politikerinnen 
mit Kerstin Kaiser, Fraktionsvorsitzende 
der Fraktion Die Linke. im Landtag Bran-
denburg, Dr. Martina Münch, Ministerin 
für Jugend, Schule, Sport, und als Ver-
treter der Männerarbeit, Volker Miehahn, 
Vorsitzender der Berlin-Brandenburger 
Väterinitiative, und Jürgen Schlicker, Lei-
ter der Arbeitsgruppe „Vater-Kind-Bezie-
hung“ des Lokalen Bündnis für Familie 
Cottbus, stellten sich der Diskussion 
unter dem Titel „Ist der Frauentag noch 
zeitgemäß? - Die Geschlechterfrage im 
gesellschaftlichen Kontext“. Ja, es ist so, 
dass Männer einsichtiger und umsichti-
ger geworden sind und zunehmend ihre 
Chancen nutzen, um sich zum Beispiel 
mehr an der Kindererziehung zu betei-
ligen. Aber in vielen Lebensbereichen 
müssen weiterhin Gerechtigkeit und 
gleiche Chancen für Frauen eingefordert 
werden. Und das, obwohl unsere Gesell-
schaft vieles auf den Weg gebracht hat, 
was Frauen und Müttern den Alltag er-
leichtert und sie umfassender teilhaben 
lässt. 

Ich sehe da die alte Forderung der 
Frauenbewegung „Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“. In Brandenburg stehen, 
anders als in anderen Bundesländern, 
sehr viele Frauen im Beruf. Häufig leis-
ten sie das Gleiche wie ihre männlichen 
Kollegen. Und dennoch erhalten sie oft 
immer noch weniger Lohn als diese. Zu-
dem arbeiten Frauen häufiger in Teilzeit 
oder sind geringfügig beschäftigt, was 
ihnen weder eine unabhängige und ei-
genständige Existenzsicherung noch den 
beruflichen Aufstieg ermöglicht. Die alte 
Forderung ist also 2011 eine nicht ver-
wirklichte Forderung.

Und auch um eine ausreichende Al-
ters- und Sozialversorgung für Frauen 
sieht es nicht gut aus. Es wird die Alters-
armut zunehmen - und Frauen werden 

weiterhin stärker betroffen sein. Die 
Altersarmut ist dann vor allem weiblich. 
Das ist eine Ungerechtigkeit, auf die wir 
nicht mehr nur hinweisen, sondern wo 
wir politisch und wirtschaftlich Verant-
wortliche in die Pflicht nehmen müssen, 
dies zu ändern. Die verschiedenen Ver-
anstaltungen in der Frauenwoche wurden 
genutzt, um Ansprüche zu artikulieren 
und Gedanken auszutauschen sowie ge-
meinsam Dinge zu bewegen.

So ist für DIE LINKE. eine Frauenquote 
kein Selbstzweck. Sie ist ein Instrument 
zur Veränderung gesellschaftlicher Wirk-
lichkeit und sozialer Zusammenhänge 
von Männern und Frauen. 

Die Frauenwoche ist aber auch immer 
eng verbunden mit ehrenamtlichem En-
gagement. Ich denke da zum Beispiel  an 
die vielen Mitwirkenden im Vorfeld der 
Woche, die aus Vereinen, Arbeitsgemein-
schaften, Vorbereitungskreisen, Instituti-
onen und Einrichtungen ihre Vorschläge 
einbrachten und Veranstaltungen organi-
sierten. Besonders danke ich der Gleich-
stellungsbeauftragten Sabine Hiekel für 
ihre Unterstützung.

Die meisten Programmpunkte wurden 
ehrenamtlich organisiert, oft mit wenig 
finanziellen Mitteln. Aktive denken in 
ihrem bürgerschaftlichen Engagement 
nicht an finanzielle Vorteile. Ehrenamtli-
che Arbeit ist aber nicht kostenlos zu ha-
ben. Sie kostet für Ehrenamtliche Geld (z. 
B. Fahrt-, Materialkosten u. v. a.) und Zeit 
und geht nicht selten auf Kosten deren 
eigenständiger Existenzsicherung. Und 
sie verursacht den Vereinen, die sie or-
ganisieren, verwalten und die sich um die 
Motivierung und Begeisterung weiterer 
Personenkreise für diese Form der Arbeit 
bemühen, ebenfalls Kosten. 

Auch darf in Zeiten leerer Kassen 
ehrenamtliche Arbeit nicht hauptamt-
liche Arbeit ersetzen oder verdrängen 
und für Frauen und Männer Ersatz für 
Erwerbsarbeit sein. Ehrenamtliche Arbei-
ten können erst dann wirklich freiwillig 
und aus Liebe verrichtet werden, wenn 
die eigenständige Existenzsicherung der 
Helfenden gewährleistet und die profes-
sionelle Versorgung der Hilfsbedürftigen 

(Fortsetzung auf Seite 10)

Karin Kühl
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sichergestellt ist. Ehrenamtliche Arbeit 
ist auch ein großer Zugewinn für die Ge-
sellschaft und bildet das Rückgrat un-
seres Gemeinwesens. Wer sich freiwillig 
engagiert, leistet einen Beitrag zu einer 
Gesellschaft, die auf Vertrauen, Solida-
rität, Eigeninitiative und Verantwortung 
setzen kann. 

Daher möchte ich mich als ehrenamt-
lich politisch Verantwortliche in unserer 
Stadt und als Ehrenamtlerin in den Be-
reichen des Umweltschutzes, der Stadt-
entwicklung und der bürgerschaftlichen 
Teilhabe bei all den Menschen herzlich 
bedanken, die in den vielfältigsten Ver-
einen, Organisationen, Bürgerinitiativen, 
freiwilligen Netzwerken, Schulen, Kinder- 
und Jugendeinrichtungen, freiwilligen 
Feuerwehren, in Wohlfahrtsverbänden, 
Kultur- und kirchlichen Einrichtungen, 
Parteien, Gewerkschaften und vielen an-
deren mehr ehrenamtliches Engagement 
leisten. 

Und ohne die oftmals langjährigen 
Sponsoren, die der Frauenwoche ein Ge-
sicht geben, geht es nicht. Ihnen gilt ein 
besonderer Dank. Ohne ihr Zutun hätte 
Cottbus sich nicht zu einer solch schönen 
und attraktiven Stadt entwickeln können.

Die Frauenwoche bot viel Interessan-
tes. Ich selbst besuchte den Weltgebets-
tag der Frauen, den Frauen-Informations-
tag „Frauen starten durch!“ der Agentur 
für Arbeit und der Stadt Cottbus zum The-
ma „Arbeitsmarkt“, den Kabarett-Abend 
„Big Helga - een kleenet Menschenkind“ 
mit Dagmar Gelbke und Wolfgang Flie-
der als Hommage an Helga Hahnemann, 
gratulierte der Kontaktstellen Frauen 
für Frauen des Demokratischen Frau-
enbundes, Landesverband Brandenburg 
e.V. (dfb) für 20 Jahre Arbeit mit und für 
Frauen und genoss mit vielen Gästen zum 
Abschluss im Staatstheater Cottbus das 
Schauspiel „Wie im Himmel“.

Und nach der Frauenwoche geht die 
gleichstellungspolitische Arbeit weiter.

Karin Kühl, 1. Stellvertreterin des 
Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-

sammlung Cottbus und Schirmfrau 
der diesjährigen Frauenwoche

Die Veranstaltung „20 Jahre Kontakt-
stelle ‚Frauen für Frauen‘ “ am 10. März 
in der Cottbuser „Lila Villa“ reihte sich 
würdig in das umfangreiche Programm 
der 21. Brandenburgischen Frauenwoche 
ein. 

Der bis auf den letzten Platz gefüllte 
Kulturraum des Hauses zeigte die Be-
liebtheit und Wirksamkeit der Einrich-
tung, die im März 1991 vom Demokrati-
schen Frauenbund e.V. gegründet wurde.

Als herzlich begrüßte Gratulanten zum 
20. Jubiläum waren die Schirmherrin der 
Frauenwoche, Karin Kühl, die Gleichstel-
lungsbeauftragte der Stadt, Sabine Hie-
kel, sowie die Dezernentin für Bauwesen, 
Marietta Zschoppe, neben anderen Per-
sönlichkeiten gekommen. Frau Dr. Anne-
lie Reißmann, Stellvertretende Landes-
vorsitzende des dfb e.V. und Leiterin der 
Kontaktstelle, konnte eine umfangreiche 
Bilanz des Wirkens ziehen.

In den 20 Jahren wurden wir Heimat 
für unsere Mitglieder, Anlaufstelle für 
unzählige deutsche und ausländische 
Bürger sowie Arbeitsvermittler und Ar-
beitgeber.

Viel Kraft und Kleinarbeit investierten 
Annelie Reißmann und ihre größtenteils 
ehrenamlichen Mitstreiter/innen in im-

Hoher Einsatz für Familien und Frauen

20 Jahre Kontaktstelle des 
Demokratischen Frauenbundes

Karin Kühl: Sozialarbeit darf nicht aufs Èhrenamt abgeschoben werden

mer neue Projekte zum 
Zusammenfinden und zur 
Beschäftigung von Frauen 
sowie zur Hilfe und Bera-
tung für ausländische Frau-
en und Familien. Zu den 
vielen eindrucksvollen Ak-
tivitäten gehört, dass eine 
große Zahl von arbeitslosen 
Frauen in 15 verschiedene 
Beschäftigungsmaßnahmen 
gebracht wurden und 41 Ar-
beitslose in versicherungs-
pflichtige Arbeit vermittelt 
werden konnten.

Große Verdienste erwarb 
sich die Kontaktstelle bei 
der Betreuung von Frauen 
und Familien mit Migrati-
onshintergrund, vor allem 
mit den seit 1990 stattfin-
denden Sprachkursen. Hin-

zu kam die Sprachförderung für Kinder.
Zur Zeit laufen für 15 Personen Kurse 

zum Erlernen der deutschen Sprache. 
Aus der guten Bilanz sind unter anderem  
auch das wöchentliche Frauenfrühstück, 
der russische Teenachmittag in Sandow, 
der Bastelspaß für Kinder im Eliaspark 
zu nennen.

Karin Kühl und Marietta Zschoppe 
dankten den Aktiven der Kontaktstelle 
des dfb für ihr umfangreiches soziales 
Wirken. Die Rednerinnen betonten, dass 
diese Arbeit für Frauen und Familien 
künftig viel mehr ideelle und auch mate-
rielle Unterstützung erfahren muss. Sie 
darf nicht nur aufs ehrenamtliche Gleis 
abgeschoben werden, denn die kleinste 
Zelle unserer Gesellschaft ist die Familie.

Ein musikalisches Dankeschön sag-
ten zum Schluss die ausländischen Gäste 
im Namen ihrer Landsleute. Stürmischer 
Beifall erklang zum Gesang und Trommel-
wirbel der afrikanischen Frauen.

Die russischen Künstlerinnen Natalia 
(Violine) und Margarete (Klavier) von der 
Jüdischen Gemeinde begeisterten mit ih-
rem schwungvollen Konzert bei der In-
terpretation russischer und deutscher 
Volkslieder zum vielstimmigen Mitsingen.

Brigitte Schulz

„100 Jahre 
Internationaler 

Frauentag - 
Spuren und Visionen“ 
(Fortsetzung von Seite 9)
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65 Jahre ist es her, dass sich in den 
Orten der Sowjetischen Besatzungszone 
(SBZ) KPD und SPD zur SED vereinigten. 
Um Triebkräfte, Inhalte und Ziele gab es 
in der Vergangenheit einen lebhaften 
Meinungsstreit. 

Dabei wurden unterschiedliche Stand-
punkte sichtbar. Während führende SPD-
Politiker und der SPD nahestehende His-
toriker grundsätzlich davon ausgehen, 
dass es sich um eine Zwangsvereinigung 
handelte, sind wir Linken um eine kri-
tische Aufarbeitung dieses geschichtli-
chen Ereignisses mit seinen Hintergrün-
den und Folgen bemüht. Überzeugt bin 
ich davon, dass der 65. Jahrestag der 
Vereinigung erneut dazu benutzt werden 
wird, um dieses Ereignis sinnentstellend 
in den Medien zu behandeln. Deswegen 
wollen wir im Vorfeld am Beispiel der 
Vereinigung in Guben unsere Meinung 
kundtun.

Lehren aus der 
Vergangenheit gezogen

Die geschichtliche Vergangenheit 
und die gemeinsamen im Kampf gegen 
die faschistische Diktatur erbrachten 
Opfer, sowie die schreckliche Hinter-
lassenschaft des Zweiten Weltkrieges 
führten auch unter  den Gubener Kom-
munisten und Sozialdemokraten zur Ver-
tiefung des Bündnisses zur Gestaltung 
eines antifaschistisch–demokratischen 
Deutschlands. Grundlage dazu war der 

Vergangenheit sichtbar machen

Vereinigung von KPD und SPD in Guben – 
gewollt oder gesollt?

Aufruf der KPD vom 
11. Juni 1945, worin 
es unter anderem zur 
künftigen Entwicklung 
Deutschland hieß: „...
Weg (beschreiten) 
zur Aufrichtung eines 
antifaschistischen, 
demokratischen Regi-
mes, einer parlamen-
tarischen-demokra-
tischen Republik mit 
allen demokratische 
Rechten für das Volk.“ 
So kam es in Guben 
unter anderem zur Bil-
dung eines gemeinsa-
men Antifa-Ausschus-

ses aus je vier KPD- und SPD-Mitgliedern, 
zu gemeinsamen Anstrengungen beim 
Aufbau einer demokratischen Stadtver-
waltung und zu vielen gemeinsamen Akti-
onen bei der Überwindung der durch den 
Zweiten Weltkrieg verursachten Not und 
des Elends. Im Gegensatz zum Wollen 
und Handeln der Mehrheit der Mitglie-
der beider Parteien stand aber in beiden 
Parteiführungen das Streben nach der 
Vorherrschaft in einer einheitlichen Ar-
beiterpartei.

So erklärte Kurt Schumacher (SPD): 
„Die einzig für die politische Sache der 
Arbeitenden mögliche Form der sozial-
demokratisch-kommunistischen Annähe-
rung wäre die völlige Sozialdemokratisie-
rung der kommunistischen Anhänger...“

Wilhelm Pieck (KPD) äußerte: „Wir 
werden dann – darüber besteht kein 
Zweifel – den bestimmenden Einfluss in  
der gemeinsamen Partei haben...“

Die Haltungen beider Parteiführungen 
wurde entscheidend durch die jeweiligen 
Besatzungsmächte beeinflusst. 

So verbot zum Beispiel die britische 
Militärbehörde die 1947 in ihrer Zone 
entstandenen Vereinigungskomitees, 
während dagegen die SMAD gegen Ende 
des Jahres 1945 auf eine schnelle Verei-
nigung drängte. 

Davon zeugt unter anderem, die am 
13.8.1945 im Beisein des sowjetischen 
Stadtkommandanten in Guben stattge-
fundene Mitgliederversammlung der KPD 
„zwecks Zusammenschluss mit der SPD“.

KPD und SPD in Guben

Im Mai 1945 bildete sich die KPD-
Ortsgruppe und kurz danach die der 
SPD. Nach unvollständigen Übersich-
ten hatten am 27.10.45 im Stadt- und 
Landkreis Guben die KPD 440 und die 
SPD 320 Mitglieder. Die spätere stärke-
re Zunahme der SPD-Mitgliederanzahl 
und die daraus resultierende Möglichkeit 
zur Erhöhung des politischen Einflusses 
der SPD dürfte eine der Ursachen ge-
wesen sein, warum die SMAD und die 
KPD-Führung auf eine Vereinigung beider 
Parteien drängte. Die Mehrheit der KPD- 
und SPD-Mitglieder waren vor 1933 nicht 
parteipolitisch gebunden. Sie waren also 
frei von gegenseitigem Misstrauen und 
Vorurteilen der Mitglieder beider Partei-
en in der Zeit bis 1933. Ein am 11.1.1945 
gebildeter gemeinsamer Ausschuss von 
KPD und SPD beschloss unter anderem, 
dass gemeinsame Funktionärsberatun-
gen und Mitgliederversammlungen zum 
gegenseitigen Kennenlernen durchge-
führt werden sollten.

Auf einer Mitgliederversammlung der 
SPD am 21.2.1946 erklärte der Gubener 
SPD Ortsvorsitzende Otto Gahlke: „Wir 
stehen am Vorabend der Verschmelzung 
beider Arbeiterparteien zu einer Einheits-
partei....Wir gehen vollkommen freiwillig 
und ungezwungen in die Einheitsfront“.

In getrennten Funktionärsberatungen 
und Mitgliederzusammenkünften wurde 
der Entwurf des Parteienstatuts der SED 
beraten und gebilligt. Am 23.3.1945 führ-
ten KPD und SPD dann getrennte Kreis-
parteitage durch und einen Tag später 
fand dann der gemeinsame Kreispartei-
tag statt. Hier wurden die Aufgaben der 
SED beraten, erfolgten die Abstimmung 
über die „Grundsätze und Ziele“ sowie 
das Parteistatut der SED und die Wahl 
der gemeinsamen Kreisleitung. Diese 
umfasste 20 Mitglieder und setzte sich 
paritätisch aus je zehn KPD- und SPD- 
Mitgliedern zusammen.

Diese paritätische Zusammensetzung 
als Ausdruck der Gleichberechtigung bei-
der Parteien wurde aber in den nachfol-
genden Jahren immer stärker negiert. So 

(Fortsetzung auf Seite 12)
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verringerte sich der Anteil der ehemali-
gen SPD-Mitglieder in den Leitungen der 
SED und sozialdemokratische Traditio-
nen und Erfahrungen wurden zunehmend 
missachtet. Die Durchsetzung des Füh-
rungsanspruchs der KPD, die Missach-
tung der im Aufruf der KPD vom 11.6.45 
genannten Ziele und der Kurs auf die 
Entwicklung der SED zur „Partei neuen 
Typus“ bedeutete den Beginn des danach 
folgenden  Abbaus der innerparteilichen 
Demokratie und die Zunahme diktato-
rischer Erscheinungen im Führungsstil 
sowie der Parteipolitik der SED. Das zeig-
te sich dann auch in der Maßregelung 
Andersdenkender.

Zum Zeitpunkt der Vereinigung dürfte 
aber bei den Mitgliedern beider Parteien 
in Guben der Wunsch und die Sehnsucht 
nach einer gemeinsamen Arbeiterpartei 

(Fortsetzung von Seite 11)

Vergangenheit sichtbar machen

Vereinigung von KPD und SPD in 
Guben – gewollt oder gesollt?

Sie knechten das Volk 
und belügen es wie noch nie.
Sie hätscheln die Nazis 
und das nennen sie Demokratie.
Sie mästen beharrlich 
Rüstung und Militär,
und das zu begründen 
fällt ihnen nicht mal schwer.
Jagt sie hinweg 
und lasst von Hartz-IV sie leben,
damit sie nicht länger 
im Wolkenkuckucksheim schweben.
Schickt sie hin nach Afghanistan 
zu guten Taten.
Doch gebt ihnen um Himmels willen 
statt Gewehre Spaten.

La Paloma, oh weh! 
Was ist mit deinen Flügeln?
Eurofighter, Kanonen und Söldner
schickt Deutschland nach überall.
Angela Merkel oh nee!  
Es ist Zeit, sie zu zügeln!
Gehn Sie endlich aufs Arbeitsamt. 
Und dann hartzen auch sie einmal.

Sie klau’n wie die Raben 
und kriegen doch nie genug,
sie glauben, unser Volk 
wird niemals durch Schaden klug.
Sie meinen, sie wären die Besten 
und Klügsten in der Welt,
doch ist der Profit das einzige, 
das für sie zählt

Schert euch davon, 
zum Teufel mit euren Lügen.
Wir haben euch satt 
und wollen uns nicht mehr verbiegen.
Fort mit der Kanzlerin der Mächtigen 
und Konzerne.
Schickt sie dorthin, wo der Pfeffer wächst 
- in weite Ferne.

Angela Merkel ade,
Schluss mit ihren Reformen.
Oder glauben Sie wirklich, die wären
beim kleinen Mann beliebt?
Angela Merkel passé.
Es gibt Alternativen.
Es ist Zeit, dass wir ihre Regierung
nun endlich reformier’n.

Günter Düring

Neue Lieder braucht das Land (51) 

La Paloma 2011
Nach der gleichnamigen Melodie, 

Komponist Sebastian Ladier, Spanien

vorherrschend gewesen sein. Deswegen 
dürften auch die Worte von Elisabeth 
Schulz – Teilnehmerin aus Guben am 
Vereinigungsparteitag in Berlin – der 
inneren Überzeugung der Mehrheit der 
ehemaligen KPD- und SPD-Mitgliedern 
entsprochen haben, als sie in ihren Erin-
nerungen schrieb: „Der Höhepunkt unse-
res Vereinigungsparteitag war...als Otto 
Grotewohl von rechts und Wilhelm Pieck 
von links die Bühne betraten, als sie sich 
die Hände reichten und umarmten...Da 
hat jeder alles andere vergessen und 
jeder hat rechts und links die Hand er-
griffen, aber so fest....dass man gedacht 
hat, er lässt sie überhaupt nicht mehr los. 
Das war der Vereinigungsparteitag und 
keiner hat sich der Tränen geschämt, als 
wir dann sangen: Brüder in eins nun die 
Hände.“  

M. Augustyniak, AG Geschichte
Foto: www.wikimedia.org.

In der Zeit von September 2010 bis 
Februar 2011 habe ich an sechs Wo-
chenenden an einem Lehrgang „Politik-
management“ teilgenommen, der vom 
Landesvorstand Brandenburg der LIN-
KEN organisiert wurde. 

Unsere Seminargruppe bestand aus 
15 Genossinnen und Genossen aus ver-
schiedenen Kreisverbänden, und ich fand 
es sehr schön, auf diesem Weg gleich-
gesinnte Menschen persönlich kennen-
zulernen, mit denen ich bisher nur über 
e-Mail oder Telefon Kontakt hatte. 

Wir trafen uns zu den Seminaren im 
Ferienpark Däbersee in Waldsieversdorf, 
wo wir eine landschaftlich sehr schöne 
Umgebung und gemütliche Bungalows 
zur Übernachtung vorfanden. 

Mit viel Interesse und Spaß haben wir 
uns damit beschäftigt, wie man erfolg-
reich kommuniziert und Konfliktsituati-
onen meistert, wie man frei redet, Texte 
für eigene Publikationen verfasst , Projek-
te realisiert und erfolgreich politischen 
Nachwuchs für DIE LINKE. gewinnt.

Professionell begleitet und geleitet 
wurden unsere Seminare von Referen-

ten der Rosa- Luxemburg- Stiftung, die 
vom ersten Tag an durch ihre unkonven-
tionellen Methoden zu einem raschen 
Zusammenwachsen der Seminargruppe 
beitrugen. 

Ich habe mich jedes Mal auf das 
nächste Treffen gefreut, und von vielen 
aus der Gruppe kamen ähnliche Reakti-
onen. Es wurde zusammen gefeiert, viel 
diskutiert und ein Antrag für den Landes-
parteitag entworfen. 

Zum Abschluss des sechsmonatigen 
Seminars waren wir uns einig: Jeder hat 
etwas für seine tägliche Arbeit mitge-
nommen und neue Kraft und Motivation 
für seinen Einsatz bei den LINKEN ent-
wickelt. 

Es wäre sehr schön, wenn sich auch 
weiterhin Genossinnen und Genossen zu 
solch einer Qualifizierung bereitfinden 
würden. 

Für die Qualität unserer politischen 
Arbeit könnte das sicher auf allen Ebe-
nen sehr förderlich sein.

Sylvia Kruse,
DIE LINKE.Lausitz,

Ortsverband Guben

Politische Arbeit gewinnt an Qualität
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Für den 20. Februar hatten Luc 
Jochimsen, Mitglied der Linksfraktion im 
Bundestag, und die Europa-Abgeordnete 
Gabriele Zimmer zu einer Lesung mit den 
Herausgebern des Buches „Ost-West 
Denkstrukturen“ in die Weimarer Ecker-
mann-Buchhandlung eingeladen. 

Mehr als 70 Gäste haben an dieser 
Veranstaltung teilgenommen, in der es 
um den ungewöhnlich intensiven, oft 
kontrovers aber immer auch achtungsvoll 
geführten Briefwechsel zwischen dem 
ostdeutschen Hans Christange und dem 
westdeutschen Klaus Stenzel im Zeit-
raum von 1996 bis 2007 ging. (Eine Re-
zension des Buches hat das „Herzblatt“ 
unter anderem im Mai 2010 gebracht.)

Bei diesen Briefpartnern treffen die 
gegensätzlichsten Erfahrungswelten 
aufeinander. Hans Christange gehört 
zur „Großvätergeneration“, hat das Ende 
des Zweiten Weltkrieges bewusst mit-
erlebt, hat als Arbeiterkind in der DDR 
Jura studiert und mit Schmerzen den 
Niedergang dieses Staates miterlebt. Als 
seine Hoffnungen, „nach der staatlichen 
Einheit würden unter Überwindung de-
fizitärer Teile der DDR Politik die guten 
Erfahrungen jahrzehntelanger Friedens- 
und Sozialpolitik für die Menschen in das 

Buchlesung in Weimar

geeinte Deutschland hinübergenommen“ 
(siehe Vorwort vom 10.07.2008) immer 
mehr zerstoben, schärfte sich sein Blick 
für offizielle Geschichtsverfälschungen, 
schwarz-weiß Malereien und Einseitigkei-
ten bei der sogenannten Aufarbeitung der 
Vergangenheit. 

Klaus Stenzel könnte vom Alter her 
der Sohn seines Briefpartners sein. Sei-
ne Geschichtserfahrungen sind vor allem 
„durch den Bau und den langjährigen Be-
stand der Mauer um Westberlin sowie 
entlang der Staatsgrenze DDR/BRD be-
stimmt“ worden, wie er in der Einleitung 
zu dem Buch „Ost-West Denkstrukturen“ 
schreibt. Er ist Studienrat und arbeitet 
als Lehrer in der Erwachsenenbildung in 
Speyer. Als dritte Generation, die der En-
kel, bringen Schüler aus Darmstadt und 
Speyer ihre Erfahrungen und ihre fast 
ausschließlich von westlichen Medien 
geprägten Meinungen mit in den Dialog 
und Briefwechsel ein.

Dass trotz dieser unterschiedlichen Er-
fahrungen und Voraussetzungen die Be-
reitschaft zum Gedankenaustausch über 
14 Jahre bis heute erhalten geblieben ist, 
halte ich für außergewöhnlich und viel 
zu selten erlebbar. Leider! Denn nur mit 
gegenseitiger Achtung und mit der Be-

reitschaft, einander zuzuhören, können 
Vorurteile abgebaut und Gemeinsamkei-
ten gefunden werden, „damit zusammen 
wächst, was zusammengehört“, wie Wil-
ly Brandt unvergesslich für den Lehrer 
Stenzel formuliert hat. Aber wo passiert 
das wirklich? Die Debatten im Bundes-
tag, die Talkshows im Fernsehen sind von 
einer solchen Kultur zum Beispiel meilen-
weit entfernt.

In dem „ND“-Artikel „Mit freundlichen 
Grüßen“ vom 26./27. Februar führt die 
Journalistin Matte die Tatsache, dass die 
Veranstaltung in Weimar „überdurch-
schnittlich gut besucht“ war, darauf zu-
rück: „Dass ein Ossi die DDR verteidigt 
und ein Wessi ihm 15 Jahre lang zuhört, 
weckte von vornherein Sympathie. Mö-
gen sie sich abwatschen, es muss ihnen, 
da sie nicht Schluss machen, doch etwas, 
was auch immer, geben.“ 

Angesichts solcher Formulierungen 
sei mir die Frage gestattet, wie arro-
gant muss man sein, um politisch aufge-
schlossenen Gästen einer solchen Ver-
anstaltung zu unterstellen, sie kämen um 
des Spektakels willen, zwei Kontrahenten 
„sich abwatschen“ zu sehen? Ist es für 
die Vertreterin der sozialistischen Tages-
zeitung „ND“ wirklich so unglaubwürdig, 
dass es Menschen wie Klaus Stenzel da-
rum gehen könnte, „über den westdeut-
schen Tellerrand“ hinauszusehen oder 
wie Hans Christange am mühsamen Weg 
zur „inneren Einheit“ festhalten zu wollen, 
auf „Augenhöhe“ und gleichberechtigt? 

Unter den Veranstaltungsteilnehmern 
war eine größere Gruppe aus Speyer an-
gereist, es waren Gäste aus Cottbus, aus 
Berlin, aus Weimar und anderen Orten 
Thüringens da, die den Ausführungen 
interessiert zuhörten und sich am Ge-
spräch, das leider der Zeit geschuldet viel 
zu kurz war, beteiligten. Dass sich auch 
hier unterschiedliche Erfahrungen und 
Sichtweisen zeigten, liegt in der Natur 
der Sache. Wichtig ist, wie das geschieht. 

Die beiden Briefpartner haben ihrem 
Buch als Motto einen Satz von Rainer 
Kunze vorangestellt: „Erst wenn wir be-
greifen, dass es keine Sieger gibt und 
bereit sind, den Widerstreit auszuhalten 
und dabei einander zu achten, werden 
wir in uns eine der Voraussetzungen 

Von links nach rechts: Klaus Stenzel, Luc Jochimsen, Gabriele Zimmer und 
Hans Christange	Foto von Uwe Titscher

(Fortsetzung auf Seite 14)
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kultiviert haben, nicht nur Feiertage zu 
begehen, sondern auch miteinander zu 
feiern.“

Die beiden Herausgeber des Brief-
wechsels haben trotz vieler unterschied-
licher Auffassungen einen respektvollen 
Umgang miteinander gefunden. Ohne 
diese Übereinstimmung wäre das schwie-
rige Vorhaben, dieses sehr persönliche 
Zeitdokument zu veröffentlichen, nicht 
möglich gewesen. Sie haben sich erst 
zweimal persönlich getroffen, bei einem  
Kurzbesuch in Cottbus und bei der Le-
sung in Weimar. 

Ein drittes Treffen soll es am 25. Mai 
in Cottbus geben. Hans Christange und 
Klaus Stenzel werden an diesem Tag in 
einer gemeinsamen Veranstaltung der 
Volkshochschule und der Regionalbib-
liothek Cottbus ihr Buch interessierten 
Lesern und Freunden vorstellen. Als Gast 
der Lesung in Weimar kann ich bestäti-

Buchlesung in Weimar
(Fortsetzung von Seite 13) gen, es lohnt, sich diesen Termin vorzu-

merken !
Ilse Küttner

Nachtrag
Als am 1. März auf der Seite 4 des „ND“ 

der Leserbrief von Johannes Schroth zu 
„Mit freundlichen Grüßen („ND“ vom 
26./27.2.)“ erschien, habe ich noch am 
selben Tag der „ND“-Leserbriefredaktion 
den folgenden Brief gemailt. Das „ND“ 
hat diesen Leserbrief bis heute nicht ver-
öffentlicht. An der Länge kann es ja wohl 
nicht gelegen haben - oder?

Nachfolgend der Text:
Wer das Buch „Ost-West Denkstruk-

turen“ gründlich gelesen hat, der wird 
nicht behaupten können, dass Hans 
Christange sich angemaßt hätte, im 
Namen irgendeiner Mehrheit ehemali-
ger DDR-Bürger zu sprechen. Wohl aber 
hat er immer wieder versucht, einseiti-
ge, subjektivistische Darstellungen der 
deutsch-deutschen Entwicklung nach 
1945 anhand geschichtlicher F a k t e n 
richtig zu stellen. Subjektive Meinungen, 
unterschiedliche persönliche Erfahrun-
gen sind das Eine, geschichtliche Fakten 
und Daten das Andere. Nur als Einheit 
geben sie ein Bild der Realitäten. 

Und wenn in der öffentlichen Ge-
schichtsdarstellung, auch in Unterrichts-
materialien, zum Beispiel das Potsdamer 
Abkommen und andere offizielle Doku-
mente kaum eine Rolle spielen, dann 
lässt sich der eine Staat viel leichter als 

„Rechts“- und der andere als „Unrechts-
staat“ darstellen. Gerade die Verantwor-
tung gegenüber der Jugend sollte wohl 
auch die Frage rechtfertigen, ob ihr ein 
schwarz-weiß gestricktes Geschichtsbild 
in den heutigen globalen Umbrüchen eine 
Orientierung geben kann.

Deshalb bin ich im Gegensatz zur Jour-
nalistin Matte auch nicht der Meinung, 
dass es bei dem Briefverkehr zwischen 
Cottbus und Speyer nur um einen Streit 
um des Streitens willen geht, „es würde 
ihnen etwas fehlen“. 

Auch ich empöre mich darüber, wie un-
ser Leben, unsere Arbeit unter ungleich 
schwierigeren Bedingungen auch von 
Menschen, die es zum Teil sogar besser 
wissen müssten, auf Stasi, Bespitzelung, 
Unterdrückung oder Bespitzelte und Un-
terdrückte reduziert wird. Damit werden 
Vorurteile zementiert, wo sachliche und 
differenzierte Urteile notwendig wären. 

Und es ist gut, wenn Menschen wie 
Hans Christange gegen die Einseitigkeit 
bei der sogenannten Aufarbeitung der 
Vergangenheit ankämpfen. Das letzte 
Wort wird sowieso die Praxis sprechen. 
Wenn heute Belegschaften westdeut-
scher Firmen vor den Werktoren um den 
Erhalt ihrer Arbeitsplätze kämpfen, dann 
werden einige von ihnen vielleicht besser 
verstehen, wie es vielen Ossis ging, als 
sie abgewickelt wurden. 

Sie werden auch besser verstehen, 
dass Freiheit ohne soziale Sicherheit ein 
Hirngespinst ist.

Ilse Küttner, Cottbus

125. Geburtstag 
Ernst Thälmanns

Am 16. April um 10.00 Uhr 
gedenken wir wieder Ernst Thäl-
mann am Gedenkstein in Sandow, 
Muskauer Straße 1 (Straßebahnhal-
testelle Hammerschmidtstraße).

Diese Tradition zum Gedenken an 
diesen aufrechten Antifaschisten, den 
die Nazis am 28. August 1944 im KZ 
Buchenwald ermordet haben, hat für 
uns in diesen Tagen besonderes poli-
tisches Gewicht.

Wir laden deshalb vor allem alle 
Cottbuser Antifaschisten auf diesem 
Wege herzlich ein, dabei zu sein.

Gudrun Hibsch,Mitglied des 
Ortsvorstandes Cottbus Die Linke.
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Am 9. und 10. Februar waren wir – ein-
geladen von unserem Bundestagsabge-
ordneten Wolfgang Neskovic – als eine 
Delegation des Kreisverbandes DIE LIN-
KE.Lausitz Gäste des Bundestages. Eine 
interessante und erlebnisreiche Zwei-
Tagesfahrt von 48 Teilnehmern, die für 
alle kostenlos, war aber ganz bestimmt 
nicht umsonst.

Als Verantwortliche im MdB-Wahl-
kreisbüro Cottbus hatte unsere Genos-
sin Annely Richter die Reise umfassend 
vorbereitet, alle Teilnehmer mit Abläufen 
und anderen Informationen versehen und 
mit jeweils zehn Brandenburgtickets für 
die Anreise und Rückfahrt ausgerüstet.  

Am Hauptbahnhof in Berlin ange-
kommen, wurden wir vom Betreuer und 
Fremdenführer 
Marcel empfan-
gen. Er ist Berlin-
Besucherführer im 
Hauptberuf, stolz 
auf seinen Ostber-
liner Kiez, in dem 
er aufgewachsen 
ist und den er gern 
präsentiert. 

Die Programm-
punkte beider 
Tage waren durch verschiedene Stadt-
rundfahrten und Besichtigungen mitein-
ander verbunden. 

Stadtrundfahrt mit Halt am Holo-
caustdenkmal, Mittagessen, Besuch im 
Wirtschaftsministerium, ohne Minister 
aber mit einem versierten Mitarbeiter der 
Besucherabteilung, Gang durch das Bran-
denburger Tor und schließlich einchecken 
im einstigen Tempelhofer Flughafenhotel.

Der Abend gehörte einem guten Drei-
Gänge-Menü. Ein alkoholfreies Getränk 
gab es genauso kostenlos wie das Es-
sen. Interessante Gespräche in kleineren 
Gruppen über einen erinnerungsreichen 
Tag rundeten diesen ab.

Der nächste Tag, begonnen mit einen 
reichhaltigen Büfett-Frühstück, brachte 
uns eine umfangreiche Eingangskontrolle 
am Einlass zum Deutschen Bundestag, 
eine einstündige Gastteilnahme am Ple-
num und den Besuch der Kuppel, schon 
oft gesehen aber immer wieder eine Be-
sonderheit. 

Besuch im Bundestag

Es war zumindest Anlass,
Vieles neu zu durchdenken

Im Bundestag gab es dann auch das 
einstündige Gespräch mit unserem ei-
gentlichen Gastgeber, dem Cottbusser 
Bundestagsabgeordneten Wolfgang Nes-
kovic. 

Er erläuterte seine Beweggründe, für 
die Linke. zu kandidieren. In der Ausein-
andersetzung mit linker Politik im Heute, 
halbseitener Positionen in den Auffassun-
gen zum planmäßigen Ausstieg aus der 
Braunkohlenverstromung in angemesse-
nen Fristen, legte er dar, worauf es nach 
seinem Dafürhalten ankommen muss. 

Es war zumindest Anlass, Vieles neu 
zu durchdenken. Ebenso die Erläuterun-
gen des Besuchermitarbeiters im Bun-
despresseamt. 

Der Sprecher verdeutlichte, was alles 
dafür getan wird, 
die Bundeskanz-
lerin, die Regie-
rung und den 
Bundestag zu in-
formieren.  

Der  Be ige -
schmack aber 
blieb, dass Pres-
s e a g e n t u r e n , 
Journalisten und 
Geheimdienste 

manche Ente oder ungenügende Objek-
tivität erzeugen können. Genauso wie die 
erlebte Teildebatte über den Mindestlohn 
verdeutlichte, dass gute Gedanken, Mas-
seninteresse und mögliche Aspekte eine 
besseren Politik vorrangig dem Partei-
engezänk geopfert werden und wir uns 
in unseren Ansprüchen auf Vernunft und 
guten Willen leider bescheiden müssen.

Und dennoch, gegen 19.00 Uhr am 
2. Tag wieder in Cottbus angekommen, 
konnten wir auch zusammenfassen: Es 
war ein Erlebnis der besonderen Art, 
eine Konfrontation mit hoher Politik, die 
man nicht immer haben kann, und die 
Erkenntnis, wenn man dazu die Chance 
hat, ob einen oder zwei Tage, man sollte 
sie bereitwillig nutzen. 

Im Namen der Teilnehmer kann ich 
wohl allen, die mit der Vorbereitung be-
fasst waren, unseren anerkennenden 
Dank ausdrücken.

Text: Joachim Masula
Foto: www.auswaertiges-amt.de

Danke: Spenden für 
das Dresdner Haus 
der Begegnungen 

Mit dem Haus der Begegnungen in 
Dresden und seinen „Bewohnern“ des 
Stadtverbandes Dresden, der Linken, 
verbinden uns viele Jahre gemeinsa-
mer Arbeit und Erlebnisse fast 20jäh-
riger internationaler Arbeit. 
Oft waren wir im Hause zu Veranstal-
tungen mit ausländischen Genossin-
nen und Genossen zu Gast. Darum 
bedrückte uns der Polizeiüberfall mit 
psychischen Folgen für die Betroffe-
nen und auch materiellen Folgen für 
die Arbeitsfähigkeit vor Ort besonders.
Kurzentschlossen baten wir den Lan-
desvorstand, den Parteitag Anfang 
März für eine Spendenaktion zuguns-
ten des Hauses der Begegnungen zu 
nutzen.
 Wir sind sehr erfreut, dass 461 Euro 
im Spendentopf landeten. 
Vielen Dank der spontanen Bereit-
schaft aller Beteiligten !

Sonja Newiak, 
AG Polittourismus

Die Genossen der BO 47 haben sich 
in ihrer Mitgliederversammlung am 22. 
Februar mit den Vorgängen im Zusam-
menhang mit dem 15. Februar in Cottbus 
befasst. 

Wir nehmen mit Empörung den Ver-
such zur Kenntnis, mittels Strafantrag 
durch die Neonazis unsere Widerstand 
leistenden Genossen zu kriminellen Ele-
menten erklären zu lassen. 

Das Grundgesetz der BRD, Artikel 20 
(4) formuliert unmissverständlich das 
„Recht zum Widerstand…“ für alle Deut-
schen gegen Jeden, der es unternimmt, 
diese Ordnung (der BRD/Dü) zu besei-
tigen.

Wir fordern, die Neonazis endlich zu 
verbieten.

Wir erklären unsere Solidarität mit 
allen von den Nazis diskriminierten Ge-
nossinnen und Genossen. 

Wir stehen an Eurer Seite und lassen 
Euch nicht im Stich!

i. A. Günter Düring,
Vorsitzender der BO 47

Solidaritätserklärung
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Termine Wir gratulieren allen GenossInnen, 
die in den kommenden Tagen 

ihren Geburtstag feiern
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Redaktionsschluss Mai-Ausgabe: 

23. April

4.4.	 18.00 Uhr Fraktionssitzung
	 Vor Ort, Stadtwerke Cottbus

9.4.	 10.00 Uhr Gesamtmitglieder-
versammlung OV Cottbus

	 Stadthaus

11.4.	 16.00 Uhr Redaktions-
	 beirat  „Herzblatt“
	 Geschäftsstelle
	 18.00 Uhr Fraktionssitzung
	 Geschäftsstelle

13.4. 	9.30 Uhr AG Geschichte
	 Geschäftsstelle

14. 4.	17.00 Uhr Herr Zachow-Vierrat 
stellt die Spremberger Malerin 
Irmgard Kuhlee vor

	 Sandower Bücherei

16.4.	 10.00 Uhr 125. Geburtstag 
von Ernst Thälmann

	 Gedenkstein Sandow

18.4.	 16.00 Uhr KPF
	 Geschäftsstelle
	 18.00 Uhr Fraktionssitzung
	 Geschäftsstelle

27.4. 	14.00 Uhr Stadtverordneten-
versammlung

	 Stadthaus
	 18.00 Uhr AG Soziales
	 Geschäftsstelle

28.4. 	18.00 Uhr Kreisvorstand 
	 Lausitz
	 Geschäftsstelle

1.5.	 Gemeinsame Maiveranstal-
tung mit dem DGB

2.5.	 18.00 Uhr Fraktionssitzung
	 Vor Ort

4.5.	 Senioren-Tagesfahrt nach 
Potsdam 

7.5. 	 10.00 Uhr Buchlesung mit 
Herbert Graf „Wer spaltete 
Deutschland?“

	 „Brandenburger Hof“

8.5. 	 10.00 Uhr Kranzniederlegung 
Nord- und Südfriedhof

	 16.30 Uhr IG Politische 
	 Bildung
	 Geschäftsstelle

9.5. 	 16.00 Uhr Redaktions-
	 beirat „Herzblatt“
	 Geschäftsstelle

10.5. 	17.00 Uhr „Holt die Bücher 
aus dem Feuer“

	 Bücherei Sandow

12.5.	 18.00 Uhr Bernd Ihme zur 
Programmdiskussion

	 Brandenburger Hof

April Mai

zum 89.	 Erna Riedel (13.5.)

zum 86.	 Ingeborg Miller (7.5.)

zum 85.	 Gisela Schliwa (7.5.)

zum 84.	 Paul Bramburger (10.5.)

zum 82.	 Max Bunge (15.5.)

zum 81.	 Horst Baumann (9.5.)

zum 80.	 Ruth Otto (5.5.)

zum 70.	 Lothar Günther (1.5.)
	 Renate Krug (14.5.)

zum 60.	 Klaus-Dieter Plößl (5.5.)

zum 91.	 Anna Marie Kieper (15.4.)
	 Ludwig Friedrich (15.4.)

zum 90.	 Waltraud Plößl (4.4.)

zum 88.	 Reinhard Docter (18.4.)

zum 87.	 Hildegard Schmidt (14.4.)

zum 85.	 Elisabeth Vogel (5.4.)
	 Paul Beichelt	  (17.4.)
	 Irene Ginelli (30.4.)

zum 84.	 Susanne Rolle (8.4.)
	 Ingrid Dähn (15.4.)

zum 83.	 Rosa Bartsch (1.4.)
	 Waltraut Schramm (6.4.)
	 Jutta Hahn (8.4.)

zum 81.	 Ingeborg Schneider (23.4.)

zum 80.	 Manfred Heinig (16.4.)

zum 75.	 Brigitte Marschalek (1.4.)
	 Herbert Greiner-Bär (27.4.)

zum 50.	 Frank Möbus (4.4.)
	 Axel Lehrack (7.4.)

zum 30.	 Alicia Kuhlmann (3.4.)

zum 20.	 Julia Salbach (13.4.)

Gute Frage

In einer Gesundheitsumfrage 
haben 90 Prozent aller Deutschen 
erklärt, dass sie einmal pro Tag für 
mindestens 15 Minuten an die fri-
sche Luft gehen. 

50 Prozent gaben an, regelmäßig 
Sport zu treiben. 

69 Prozent wollen aus gesundheit-
lichen Gründen angeblich nur ein al-
koholisches Getränk pro Tag zu sich 
nehmen, und 70 Prozent gaben an, 
Nichtraucher zu sein. Toll! 

Das Einzige, was jetzt noch fehlt, 
das ist die Umfrage, wie viel Deut-
sche lügen.

Frank B. Klinger, 
„Eulenspiegel“ 10/05


